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R e c h t s a n w a l t s k a n z l e i  

R .  L u d w i g

                                                                                               

An das
Bundesverwaltungsgericht 

Per beA

In dem Normenkontrollverfahren 

Julia Neigel./. Freistaat Sachsen 

Az.: 3 BN 4.26

nehme ich zur Erwiderung des Beschwerdegegners vom 15. Mai 2026 wie 

folgt Stellung:

I. Vorbemerkung

Die Erwiderung des Beschwerdegegners verfehlt den Kern der 

Nichtzulassungsbeschwerde.

Die Beschwerde stützt sich allein auf den Zulassungsgrund der 

grundsätzlichen Bedeutung gemäß § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO. Sie wirft die 

bundesrechtliche Frage auf, ob § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO im Lichte des Art. 

19 Abs. 4 GG es zulässt, eine bis dahin geltende untergesetzliche Norm 

bereits dann als bei Eingang des Normenkontrollantrags prozessual erledigt 

zu behandeln, wenn die sie vorzeitig ersetzende Norm nach den 

Feststellungen der Vorinstanz zwar formal bereits ausgegeben oder 

Seite 1 von 13

Kanzlei R. Ludwig       .         Rechtsanwaltskanzlei R. Ludwig
  

 

, 02.06.2026Aktenzeichen: 2023000055 RL - bitte stets angeben



verkündet war, der Normtext der Öffentlichkeit aber noch nicht in einer 

Weise eröffnet war, die eine verlässliche und zumutbare Kenntnisnahme 

ihrer Außerkraftsetzungswirkung gewährleistete.

Diese Frage beantwortet der Beschwerdegegner nicht. Er ersetzt sie durch 

andere Fragen: ob die Beschwerdeführerin subjektiv Kenntnis von einer 

möglichen Ablösung der angegriffenen Verordnung hatte, ob ihr ein 

Vertrauen auf die ursprünglich vorgesehene Geltungsdauer zugutekommen 

könne und ob die allgemeine Rechtsprechung zur Unzulässigkeit 

nachträglicher Normenkontrollanträge gegen bereits außer Kraft getretene 

Normen fortgilt.

Darum geht es der Beschwerde nicht.

Die Beschwerde verlangt keine subjektive Nachsicht. Sie verlangt keine 

Wiedereinsetzung. Sie verlangt keinen individuellen Vertrauensschutz 

wegen fehlender Kenntnis. Sie stellt eine objektive bundesprozessuale 

Frage: 

Zu welchem Zeitpunkt darf der Zugang zur prinzipalen Normenkontrolle 

nach § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO im Lichte des Art. 19 Abs. 4 GG entfallen, 

wenn der Entfall des Rechtsschutzes allein aus der 

Außerkraftsetzungswirkung einer Ersatznorm hergeleitet wird, deren 

maßgeblicher amtlicher Text der Öffentlichkeit noch nicht verlässlich 

zugänglich war?

II. Zur Klarstellung des Beschwerdeangriffs

Soweit der Beschwerdegegner aus der Beschwerdebegründung herleitet, 

die Beschwerdeführerin ziehe nicht in Zweifel, dass die Sächsische Corona-

Notfall-Verordnung mit Beginn des 24. November 2021 in Kraft getreten sei 

und damit die Geltung der verfahrensgegenständlichen Sächsischen 

Corona-Schutz-Verordnung bereits vor Eingang des Normenkontrollantrags 
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beendet habe, beruht dies auf einer unzutreffenden, isoliert am Wortlaut 

haftenden Lesart der Beschwerdebegründung.

Die Beschwerde hat kein materielles oder prozessuales Anerkenntnis dahin 

abgegeben, dass die Nachfolgeverordnung wirksam in Kraft getreten sei 

und hieraus bundesprozessual der endgültige Wegfall des 

Normenkontrollzugangs nach § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO folge.

Sie hat lediglich den vom Oberverwaltungsgericht angenommenen formalen 

Ausgabe- bzw. Verkündungsvorgang des Sächsischen Gesetz- und Verord-

nungsblatts nicht als solchen zum Gegenstand des revisiblen Angriffs 

gemacht.

Soweit in der Beschwerdebegründung an einer Stelle verkürzt vom 

„Inkrafttreten“ die Rede ist, ist dies nach dem eindeutigen 

Gesamtzusammenhang der Beschwerdebegründung als Bezugnahme auf 

den vom Oberverwaltungsgericht angenommenen formalen Ausgabe- bzw. 

Verkündungsvorgang zu verstehen, nicht als Zugeständnis der daraus vom 

Oberverwaltungsgericht gezogenen bundesprozessualen Rechtsschutzfolge.

Das ergibt sich bereits aus der von der Beschwerde ausdrücklich 

formulierten Grundsatzfrage. Diese fragt gerade danach, ob § 47 Abs. 2 

Satz 1 VwGO im Lichte des Art. 19 Abs. 4 GG es zulässt, eine bis dahin 

geltende untergesetzliche Norm bereits dann als bei Eingang des 

Normenkontrollantrags prozessual erledigt zu behandeln, wenn die sie 

vorzeitig ersetzende Norm nach den Feststellungen der Vorinstanz zwar 

formal bereits ausgegeben oder verkündet war, der Normtext der 

Öffentlichkeit aber noch nicht in einer Weise eröffnet war, die eine 

verlässliche und zumutbare Kenntnisnahme ihrer Außerkraftsetzungswir-

kung gewährleistete.

Damit war der Beschwerdeangriff von Anfang an nicht auf die revisible 
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Überprüfung des landesrechtlichen Ausgabe- oder Verkündungsvorgangs 

gerichtet. Gegenstand der Beschwerde ist vielmehr die daran anschließende 

bundesrechtliche Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen § 47 Abs. 

2 Satz 1 VwGO im Lichte des Art. 19 Abs. 4 GG einen prozessualen 

Rechtsschutzverlust bereits an einen solchen formalen Umschlagpunkt 

knüpfen darf.

Der Beschwerdegegner setzt demgegenüber die Nichtangreifung des 

formalen Ausgabe- bzw. Verkündungsvorgangs mit einem Anerkenntnis des 

wirksamen Inkrafttretens und des daraus hergeleiteten bundesprozessualen 

Wegfalls des Normenkontrollzugangs gleich. Diese Gleichsetzung trägt 

nicht. Sie verfehlt den Gegenstand der Beschwerde.

Prozessuale Erklärungen sind nach der Rechtsprechung des Bundesverwal-

tungsgerichts nicht isoliert nach einzelnen Wendungen, sondern nach dem 

aus dem gesamten Vorbringen erkennbaren wirklichen Rechtsschutzziel 

auszulegen. Maßgeblich ist nicht allein die Fassung eines Antrags oder eine 

einzelne Formulierung, sondern das wirkliche Begehren, wie es sich aus 

dem gesamten Parteivorbringen, insbesondere aus der Begründung, ergibt. 

Zwar kommt bei anwaltlicher Vertretung der gewählten Formulierung 

gesteigerte Bedeutung zu. Auch dann bleibt aber entscheidend, ob das 

wirkliche Rechtsschutzziel aus dem Gesamtzusammenhang eindeutig 

erkennbar ist; weicht dieses eindeutig von einer einzelnen Formulierung ab, 

darf die Auslegung nicht an dieser einzelnen Formulierung haften bleiben.

Vgl. BVerwG, Beschluss vom 13. Januar 2012 – 9 B 56.11 –, juris Rn. 7 f.; 

BVerwG, Beschluss vom 21. Januar 2015 – 4 B 42.14 –, juris Rn. 12; 

BVerwG, Beschluss vom 12. Mai 2020 – 6 B 53.19 –, juris Rn. 3.

So liegt es hier. Der Gesamtzusammenhang der Beschwerdebegründung 

lässt keinen Zweifel daran, dass die Beschwerdeführerin nicht das 

wirksame Inkrafttreten der Nachfolgeverordnung als 
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rechtsschutzvernichtende Tatsache zugestanden hat. Die Beschwerde 

nimmt den vom Oberverwaltungsgericht angenommenen formalen 

Ausgabe- bzw. Verkündungsvorgang lediglich als Ausgangspunkt der 

revisiblen Anschlussfrage. Gerade diese Anschlussfrage bildet den geltend 

gemachten Zulassungsgrund.

III. Die Erwiderung beantwortet die aufgeworfene Grundsatzfrage 

nicht

Der Beschwerdegegner meint, eine klärungsbedürftige Rechtsfrage des 

Bundesrechts sei nicht aufgezeigt, weil auf Grundlage der Rechtsprechung 

des Bundesverwaltungsgerichts geklärt sei, dass ein Normenkontrollantrag 

gegen eine bereits außer Kraft getretene Norm grundsätzlich unzulässig 

sei.

Diese Erwiderung greift zu kurz.

Die Beschwerde stellt die allgemeine Rechtsprechung nicht in Frage, 

wonach   § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO grundsätzlich eine noch gültige 

Rechtsvorschrift voraussetzt und ein Normenkontrollantrag gegen eine 

schon vor Antragstellung außer Kraft getretene Norm nur in anerkannten 

Ausnahmefällen zulässig ist.

Die Beschwerde fragt vielmehr nach der vorgelagerten bundesrechtlichen 

Schwelle: Wann darf eine Norm für Zwecke des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO 

als prozessual erledigt behandelt werden, wenn die Erledigungswirkung aus 

einer Ersatznorm hergeleitet wird, deren rechtsschutzvernichtende 

Außerkraftsetzungswirkung der Öffentlichkeit noch nicht verlässlich eröffnet 

war?

Die vom Beschwerdegegner angeführte Rechtsprechung beantwortet diese 

Zwischenkonstellation nicht. Sie betrifft Fälle, in denen eine Norm bereits 
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außer Kraft getreten war oder während eines anhängigen 

Normenkontrollverfahrens außer Kraft trat. Sie beantwortet aber nicht die 

hier entscheidende Frage, ob der bundesprozessuale Zugang zur 

Normenkontrolle bereits durch einen formal angenommenen Ausgabe- bzw. 

Verkündungsvorgang der Ersatznorm abgeschnitten werden darf, obwohl 

die Öffentlichkeit den amtlichen Normtext und damit die 

rechtsschutzvernichtende Außerkraftsetzungswirkung noch nicht verlässlich 

zur Kenntnis nehmen konnte.

Gerade darin liegt die grundsätzliche Bedeutung.

Der Beschwerdegegner behandelt die Sache so, als ginge es um die 

schlichte Anwendung einer geklärten Regel auf eine erledigte Norm. Die 

Beschwerde stellt aber die bundesrechtliche Frage, ob die Norm in der 

vorliegenden Übergangslage für Zwecke des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO 

bereits als erledigt behandelt werden durfte.

IV. Keine subjektive Nachsicht, sondern objektiver 

bundesprozessualer Maßstab

Der Beschwerdegegner stellt maßgeblich darauf ab, die Antragstellerin 

habe in ihrem Normenkontrollantrag vom 24. November 2021 selbst 

Ausführungen zum Außerkrafttreten der angegriffenen Verordnung 

gemacht. Daraus folgert er, die Antragstellerin habe Kenntnis von der 

geänderten normativen Situation gehabt; es widerspreche deshalb Treu 

und Glauben, wenn sie sich auf eine fehlende verlässliche öffentliche 

Eröffnung berufe.

Auch dies verfehlt den Beschwerdeangriff.

Die Beschwerde stützt sich nicht auf eine subjektive Unkenntnis der 

Antragstellerin. Sie macht nicht geltend, der Antragstellerin müsse wegen 
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fehlender Kenntnis eine individuelle Nachsicht gewährt werden. Sie begehrt 

auch keine Wiedereinsetzung in eine versäumte Frist.

Die aufgeworfene Rechtsfrage ist objektiv: Darf der bundesrechtlich 

eröffnete Zugang zur Normenkontrolle nach § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO 

gegenüber einer bis dahin geltenden untergesetzlichen Norm bereits dann 

entfallen, wenn die rechtsschutzvernichtende Ersatznorm zwar formal 

ausgegeben oder verkündet sein soll, der maßgebliche amtliche Normtext 

der Öffentlichkeit aber noch nicht verlässlich zugänglich war?

Die subjektive Kenntnis oder Vermutung einzelner Prozessbevollmächtigter 

kann diesen objektiven Maßstab nicht ersetzen.

Andernfalls hinge der Zugang zur prinzipalen Normenkontrolle nicht von 

dem objektiven Normgeltungsstatus und seiner rechtsstaatlich 

verlässlichen öffentlichen Eröffnung ab, sondern von nachträglich 

rekonstruierten Kenntnisständen einzelner Antragsteller oder ihrer 

Prozessbevollmächtigten. Das wäre mit der Funktion der Normenkontrolle 

als objektivrechtlich geprägtem Verfahren gegen allgemeinverbindliche 

Rechtsnormen nicht vereinbar.

Entscheidend ist daher nicht, ob die Antragstellerin oder ihre Prozessbevoll-

mächtigten eine mögliche Ablösung der angegriffenen Verordnung rechtlich 

in Betracht gezogen haben. Entscheidend ist, ob die 

rechtsschutzvernichtende Außerkraftsetzungswirkung der Ersatznorm der 

Öffentlichkeit in rechtsstaatlich verlässlicher Weise eröffnet war und ob § 

47 Abs. 2 Satz 1 VwGO im Lichte von Art. 19 Abs. 4 GG an einen bloß 

formal angenommenen Ausgabe- bzw. Verkündungsvorgang bereits den 

endgültigen Wegfall des Normenkontrollzugangs knüpfen darf.
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V. Die Frage ist klärungsbedürftig

Der Beschwerdegegner verneint die Klärungsbedürftigkeit mit dem Hinweis 

auf die allgemeine Rechtsprechung zur Unzulässigkeit nachträglicher 

Normenkontrollanträge gegen außer Kraft getretene Normen. Diese 

Rechtsprechung ist bekannt und wird von der Beschwerde nicht in Abrede 

gestellt.

Sie beantwortet aber nicht die hier aufgeworfene Frage.

Die vorhandene Rechtsprechung klärt, dass § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO 

grundsätzlich auf die Kontrolle noch gültiger Normen angelegt ist. Sie klärt 

auch, dass Ausnahmen bei fortwirkenden Rechtswirkungen oder beim 

Außerkrafttreten während eines bereits zulässig anhängigen 

Normenkontrollverfahrens in Betracht kommen.

Nicht geklärt ist dagegen, ob § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO im Lichte von Art. 

19 Abs. 4 GG eine untergesetzliche Norm bereits dann als prozessual 

erledigt behandeln darf, wenn der Erledigungseinwand aus einer 

Ersatznorm hergeleitet wird, deren formale Ausgabe oder Verkündung zwar 

angenommen wird, deren rechtsschutzvernichtende 

Außerkraftsetzungswirkung der Öffentlichkeit aber noch nicht verlässlich 

eröffnet war.

Diese Frage betrifft nicht das sächsische Verkündungsrecht als solches. Sie 

betrifft die bundesrechtliche Auslegung des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO und 

dessen verfassungsrechtliche Begrenzung durch Art. 19 Abs. 4 GG.

Sie stellt sich auch nicht nur in diesem Einzelfall. Sie betrifft alle 

Konstellationen kurzlebiger untergesetzlicher Normsetzung, in denen eine 

Norm in dichter Folge durch eine andere ersetzt wird und der Rechtsschutz 

gegen die bisherige Norm durch den formalen Ausgabe- oder 
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Verkündungszeitpunkt der Ersatznorm abgeschnitten werden soll, bevor der 

amtliche Text der Ersatznorm verlässlich öffentlich zugänglich war.

Gerade die Corona-Verordnungsgebung hat diese Problematik in 

besonderer Schärfe sichtbar gemacht. Sie ist aber nicht auf Corona-

Verordnungen beschränkt. Sie kann überall dort auftreten, wo kurzfristige 

untergesetzliche Normänderungen mit rechtsschutzvernichtender Wirkung 

an formale Bekanntmachungsakte anknüpfen.

VI. Die Frage ist auch klärungsfähig und entscheidungserheblich

Die aufgeworfene Rechtsfrage ist im Revisionsverfahren klärungsfähig.

Die Beschwerde verlangt keine erneute Tatsachenwürdigung. Sie verlangt 

auch keine revisible Überprüfung des sächsischen Ausgabe- oder 

Verkündungsrechts. Sie knüpft an den vom Oberverwaltungsgericht 

angenommenen formalen Ausgabe- bzw. Verkündungsvorgang an und fragt 

nach der daran anschließenden bundesprozessualen Folge.

Gerade deshalb ist die Frage revisionsgerichtlich klärbar: Das 

Revisionsgericht müsste nicht feststellen, ob das Sächsische Gesetz- und 

Verordnungsblatt nach sächsischem Recht formal ordnungsgemäß 

ausgegeben oder verkündet wurde. Es hätte allein zu klären, ob § 47 Abs. 

2 Satz 1 VwGO im Lichte von Art. 19 Abs. 4 GG den Wegfall des 

Normenkontrollzugangs bereits an diesen formalen Umschlagpunkt knüpfen 

darf, wenn die rechtsschutzvernichtende Außerkraftsetzungswirkung der 

Ersatznorm der Öffentlichkeit noch nicht verlässlich eröffnet war.

Die Frage ist auch entscheidungserheblich.

Wird sie zugunsten der Beschwerdeführerin beantwortet, trägt die 

Unzulässigkeitsbegründung des Oberverwaltungsgerichts nicht. Dann durfte 
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die angegriffene Sächsische Corona-Schutz-Verordnung bei Eingang des 

Normenkontrollantrags nicht allein deshalb als prozessual erledigt 

behandelt werden, weil das Oberverwaltungsgericht einen formalen 

Ausgabe- bzw. Verkündungsvorgang der Ersatzverordnung vor 

Antragseingang angenommen hat.

Die vom Oberverwaltungsgericht gezogene Schlussfolgerung aus § 47 Abs. 

2 Satz 1 VwGO wäre dann bundesrechtlich unzutreffend. Die Revision wäre 

zuzulassen.

VII. Der Hinweis auf Rechtsunsicherheit greift nicht durch

Der Beschwerdegegner meint, die von der Beschwerde aufgeworfene Frage 

führe zu Rechtsunsicherheit, weil dann unklar sei, bis zu welchem Zeitpunkt 

eine Übergangslage anzunehmen sei.

Auch dieser Einwand trägt nicht.

Die Beschwerde verlangt keinen subjektiv-individuellen Maßstab und keine 

fallweise Nachsicht nach dem jeweiligen Kenntnisstand einzelner 

Normbetroffener. Maßgeblich ist vielmehr ein objektiver Maßstab: die 

verlässliche öffentliche Eröffnung des amtlichen Normtexts, aus dem sich 

die Außerkraftsetzungswirkung ergibt.

Damit entsteht keine größere Rechtsunsicherheit als bei jeder anderen 

Frage rechtsstaatlicher Verkündung und Bekanntmachung. Im Gegenteil: 

Rechtsunsicherheit entsteht gerade dann, wenn der prozessuale 

Rechtsschutz gegen eine bislang geltende Norm bereits durch einen formal 

behaupteten Ausgabe- oder Verkündungsvorgang abgeschnitten wird, 

obwohl die rechtsschutzvernichtende Wirkung der Ersatznorm für die 

Öffentlichkeit noch nicht verlässlich erkennbar war.
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Die vom Beschwerdegegner befürchtete Individualisierung des 

Rechtsschutzes liegt daher nicht vor. Es geht nicht darum, wann ein 

bestimmter Antragsteller subjektiv Kenntnis hatte oder hätte haben 

müssen. Es geht darum, ob der amtliche Normtext der Ersatznorm objektiv 

verlässlich öffentlich eröffnet war.

VIII. Art. 19 Abs. 4 GG wird nicht zu einer allgemeinen prinzipalen 

Normenkontrolle ausgeweitet

Der Beschwerdegegner verweist darauf, dass Art. 19 Abs. 4 GG keine 

allgemeine prinzipale Normenkontrolle gebietet. Auch das wird von der 

Beschwerde nicht in Frage gestellt.

Die Beschwerde verlangt keine allgemeine Erweiterung der 

Normenkontrolle. Sie macht nicht geltend, Art. 19 Abs. 4 GG gebiete 

unabhängig von § 47 VwGO stets einen prinzipalen Rechtsschutz gegen 

außer Kraft getretene Normen.

Die Beschwerde setzt vielmehr bei dem vom Gesetzgeber eröffneten 

Rechtsschutz nach § 47 VwGO an. Wenn dieser Rechtsschutz eröffnet ist, 

stellt sich die bundesrechtliche Frage, unter welchen Voraussetzungen sein 

Zugang durch eine Ersatznorm wieder abgeschnitten werden darf. Art. 19 

Abs. 4 GG ist dabei nicht Grundlage einer neuen prinzipalen 

Normenkontrolle, sondern Maßstab für die verfassungskonforme Auslegung 

und Anwendung des bereits bestehenden bundesprozessualen 

Rechtsschutzes nach § 47 VwGO.

Der Beschwerdegegner argumentiert daher an der Sache vorbei, wenn er 

auf die fehlende verfassungsrechtliche Pflicht zur allgemeinen Einführung 

einer prinzipalen Normenkontrolle verweist. Hier geht es nicht um die 

Einführung eines neuen Rechtsschutzwegs, sondern um die 

bundesrechtliche Begrenzung des Wegfalls eines eröffneten 
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Rechtsschutzwegs.

IX. Zur herangezogenen verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung

Der Beschwerdegegner meint ferner, die Bezugnahme auf die Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichts vom 22. November 1983 – 2 BvL 25/81 – 

gehe fehl, weil diese Entscheidung Bebauungspläne und nicht die 

Verkündung in einem schriftlichen Verkündungsblatt betroffen habe.

Auch dies überzeugt nicht.

Die Beschwerde zieht diese Rechtsprechung nicht heran, um die 

landesrechtliche Form der Verkündung des Sächsischen Gesetz- und 

Verordnungsblatts revisionsgerichtlich überprüfen zu lassen. Sie verweist 

auf den allgemeinen rechtsstaatlichen Grundsatz, dass förmlich gesetzte 

Normen so zugänglich gemacht werden müssen, dass die Betroffenen sich 

verlässlich Kenntnis von ihrem Inhalt verschaffen können.

Dieser Grundsatz ist nicht auf Bebauungspläne beschränkt. Er betrifft die 

rechtsstaatliche Funktion der Normverkündung überhaupt. Gerade wenn 

aus einer Ersatznorm die rechtsschutzvernichtende Wirkung für ein bereits 

eröffnetes Normenkontrollverfahren oder einen noch möglichen 

Normenkontrollantrag hergeleitet wird, stellt sich die Frage, ob diese 

Wirkung bundesprozessual bereits eintreten darf, bevor der maßgebliche 

amtliche Text verlässlich öffentlich eröffnet war.

Der Hinweis des Beschwerdegegners auf die andere Fallgruppe der verfas-

sungsgerichtlichen Entscheidung beseitigt daher den Klärungsbedarf nicht.

X. Ergebnis

Die Erwiderung des Beschwerdegegners zeigt nicht auf, dass die von der 
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Beschwerde formulierte Frage bereits höchstrichterlich geklärt wäre. Sie 

zeigt auch nicht auf, dass die Frage nicht revisibles Bundesrecht beträfe 

oder im Revisionsverfahren nicht klärungsfähig wäre.

Der Beschwerdegegner beantwortet eine andere Frage als die Beschwerde 

stellt. Nicht die subjektive Kenntnis der Antragstellerin, nicht eine 

Wiedereinsetzung in eine versäumte Frist und nicht die landesrechtliche 

Wirksamkeit des Ausgabe- oder Verkündungsvorgangs stehen zur 

revisionsgerichtlichen Klärung. Zur Klärung steht allein die 

bundesrechtliche Frage, ob § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO im Lichte des Art. 19 

Abs. 4 GG den prozessualen Wegfall des Normenkontrollzugangs bereits an 

einen formalen Ausgabe- bzw. Verkündungsvorgang der Ersatznorm 

knüpfen darf, obwohl deren rechtsschutzvernichtende 

Außerkraftsetzungswirkung der Öffentlichkeit noch nicht verlässlich eröffnet 

war.

Diese Frage ist grundsätzlich bedeutsam, klärungsbedürftig, klärungsfähig 

und entscheidungserheblich.

Die Revision ist daher zuzulassen.

Kanzlei Ralf Ludwig
durch

Ralf Ludwig
Rechtsanwalt
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